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Einleitung

Neben den Steuern sind auch die Versicherungen für jeden Menschen  
zu einem seine wirtschaftlichen Verhältnisse nachhaltig beeinflussenden 
Faktor geworden und  dementsprechend von grosser Bedeutung. Beide 
Sachgebiete sind aber auch in steter Entwicklung begriffen. Es ist deshalb 
sowohl für Versicherungs- als auch für Steuer fach leute eine Herausforde-
rung, den Überblick über beide Sachgebiete zu wahren.  Vorliegende 
Ausführungen erstreben deshalb eine praxisnahe Behandlung von Fragen 
der Besteuerung von Versicherungen. Das Ziel liegt darin, die für die 
Besteuerung  der Versicherungen massgebenden Gesetzesvorschriften und 
die jeweilige Praxis darzustellen. Aufgabe der vorliegenden Arbeit ist es 
jedoch nicht, auch das geltende Versicherungsrecht systematisch und 
abschliessend abzu handeln. Für  das bessere Verständnis werden jedoch 
einleitend Anmerkungen zu Beitragswesen, Leistungszahlungen und  
Anspruchsberechtigung aufgeführt.

Die Arbeit umfasst sämtliche Versicherungszweige und einen Anhang.  
In diesem  wurde der verstärkten Internationalisierung der Arbeitswelt 
Rechnung getragen.

Besonderer Dank gilt Tabea Stolz, Steuerberaterin (D), sowie  
Samuel Plachel, M. A. HSG, welche dem Autorenteam unterstützend  
zur Seite standen.

Diese Auflage berücksichtigt die Gesetzgebung, Rechtsprechung und 
Literatur bis zum 30. Juni 2010. 

Im November 2010 Wolfgang Maute
 Martin Steiner
 Adrian Rufener
 Peter Lang
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§ 1  Versicherungen – Bestandteil einer  

steueroptimierten Beratung für Privatpersonen

I. Einleitung1

Unter dem Stichwort «Financial planning» wird heutzutage von verschiedenen 
Seiten eine ganzheitliche Beratung angeboten. Mit diesen Begriffen wird eine 
Tätigkeit umschrieben, die vom umsichtigen Berater für Familiensachen schon 
immer praktiziert wurde: die Beratung seiner Klienten bezüglich möglichst 
wirksamer Dispositionen über deren Kapital und dessen Erträge unter Berück-
sichtigung der Vorsorgebedürfnisse und Nachfolgedispositionen.

II. Zusammenwirken von drei Ebenen

Der Ansatz bei der Beratung von Privatpersonen könnte auch bildlich in Würfel-
form dargestellt werden.

III. Persönliche Lebenssituation

Aufgrund der Veränderungen in der persönlichen Lebenssituation bedarf es 
beim Financial planning periodischer Überprüfungen der getroffenen Massnah-
men. Diese Überprüfungen werden häufig Financial Check-ups genannt.

1 Vgl. Maute, Bedarfsorientierte Vorsorgeplanung, S. 63 ff.; Maute, Allfinanz, S. 236 ff.
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Selbstverständlich ist nicht jede Veränderung von gleich weit tragender Bedeu-
tung. Je nach Lebensstation bedarf es einer eingehenderen oder weniger umfas-
senden Überprüfung der persönlichen Verhältnisse.

 
Unter Umständen verändert sich auch der Aufenthaltsort, insbesondere wäre ein 
Auslandsaufenthalt von Bedeutung.2 Besondere Überlegungen würde auch der 
Wechsel der Nationalität, sei es durch Doppelbürgerschaft, sei es ein Wechsel 
aufgrund der Heirat, erfordern.

IV. Berufliche Laufbahn

Die zweite wichtige Komponente im Leben stellt der berufliche Werdegang dar. 
Grundsätzlich kann man unterscheiden zwischen einem Angestelltenverhältnis 
und einer selbständigen Tätigkeit.

2 Vgl. Anhang.
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V. Vorsorge und Anlage

Sowohl die persönliche Lebenssituation als auch die berufliche Stellung beein-
flussen die notwendige Vorsorge und das Anlageverhalten. Je nach individueller 
Schwerpunktsetzung kann dieses ganz unterschiedlich ausfallen. Neben den So-
zialversicherungen AHV, IV, ALV ist auch das Versicherungsbedürfnis im 
Krankheits- und Unfallfall zu berücksichtigen. Auch die Leistung der berufli-
chen Vorsorge ist hiezu zuzuordnen.

Daneben ist selbstverständlich die private Vorsorge mitzuberücksichtigen. Neben 
der gebundenen Vorsorge der dritten Säule (Bank/Versicherung) ist insbesondere 
die Investition in die freie Vorsorge gestalterisch interessant. Diese kann erfolgen 
in bewegliche Kapitalanlagen, (Familien-)Unternehmen sowie Immobilien.
Diese Formen sind in eine persönliche Anlagestrategie einzubetten. 

Zur Gesamtbeurteilung gehört selbstverständlich auch die Beurteilung der Ver-
sicherungen im Bereich der Vermögens- und Ertragssicherung, beispielsweise 
die Betriebshaftpflicht, Feuer/Elementar, Einbruchdiebstahl, Wasser, Glas, Mo-
torfahrzeuge, Betriebsunterbrechung usw.

VI. Steueroptimierte Gesamtberatung

Diese Ausführungen zeigen nur die Ausgangslage für die vielfächrige Beratung 
auf. Hier unterscheiden wir zwischen einer strategischen und einer operativen 
Optimierung. Grundsätzlich zu unterscheiden ist zwischen einer optimierten 
Aufbau- bzw. Ablaufberatung. Neben der Frage der Standortwahl (Haupt- und 
Nebensteuerdomizile) gilt es, einen Grundsatzentscheid betreffend die Struktu-
rierung des Eigentums in diverse Hauptkategorien zu treffen.
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Das so strukturierte Vermögen muss anschliessend entweder direkt (Privat- oder 
Geschäftsvermögen) oder indirekt (Portfolio- oder Immobiliengesellschaft, Stif-
tung/Trust) gehalten werden. Selbstverständlich muss den Ablaufproblemen 
(Strukturveränderungen) Rechnung getragen werden. Schliesslich ist auch die 
Art der Finanzierung mitzuberücksichtigen. Dagegen handelt es sich bei der ope-
rativen Gesamtberatung um die konkrete Auswahl der einzelnen Anlagen bzw. 
Vorsorgeinstrumente.

VII. Ablauf einer steueroptimierten Finanzberatung

Nach der Erfassung des Ist-Zustandes müssen zusammen mit dem Klienten die 
Ziele bestimmt werden, d.h., die Kundenwünsche sind zu verbalisieren, z.B. Li-
quiditätsbedarf ab Alter X, Erwerb einer Liegenschaft, Vermögensdepotanalyse 
und dgl. Anschliessend hat der Berater verschiedene Massnahmen aufzubauen 
und die notwendigen Eckdaten zu erfassen. Diese Massnahmen sind mit dem 
Kunden zu besprechen. U. E. müssen jedoch auch gewisse Szenarien miteinbe-
zogen werden, wie z.B. Erwerbsunfähigkeit infolge von Unfall oder Krankheit, 
Tod, Inflation und Zinsprognosen und dgl. All diese Komponenten müssen bera-
ten werden im Hinblick auf die Steuerbelastung, die Liquidität und die Vermö-
gensentwicklung, und zwar nicht auf einen statischen Zeitpunkt, sondern in ei-
ner dynamischen Betrachtungsweise. Erst das Zusammenwirken aller 
Komponenten ergibt ein Gesamtbild (Strategische Finanzplanung). Dabei bilden 
die Versicherungen einen wichtigen Bestandteil.

 Strategische Optimierung
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 Operative Optimierung 

 Konkrete Auswahl der einzelnen Anlagen:

฀ s฀)MMOBILIEN�฀%INFAMILIEN
�฀
  Mehrfamilien-, Ferienhaus
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  Lebensversicherung


